
13 Vorschläge des RSB für eine soziale 
und demokratische Wende!

Unser Leben ist mehr 
wert als ihre Profite!



Die BefürworterInnen des Kapitalismus und ihre parlamentarischen Handlager 
(CDU/CSU, FDP, Grüne, SPD) versuchen das Profitsystem und ihre jeweiligen 
Varianten neoliberaler Politik als alternativlos darzustellen. 

Die Linke sieht sich als grundlegende Alternative zu diesen Parteien und 
spricht sogar von der Notwendigkeit eines „demokratischen Sozialismus“, aber 
ihr „realpolitisches“ Ziel ist die Teilhabe an der Verwaltung des Kapitalismus. 
Eine Perspektive, die den Bruch mit dem Profitsystem anstrebt, hat Die Linke 
jedenfalls bisher nicht angeboten.

Revolutionären SozialistInnen wird aus diesen Kreisen gerne „Utopismus“ 
und „Sektierertum“ vorgeworfen. Diese billige Polemik kann eine konkrete Aus-
einandersetzung mit unseren politischen Forderungen jedoch nicht ersetzen. 

Unsere dreizehn Vorschläge für eine soziale und demokratische Wende sollen 
dazu beitragen, die gemeinsame außerparlamentarische Opposition gegen die 
neoliberale Offensive von Kabinett und Kapital zu entwickeln. Sie erfordern zu-
meist einen Bruch mit der herrschenden Logik der kapitalistischen Profitmaxi-
mierung. Vor allem aber sind es Forderungen, deren Umsetzung die Misere von 
Millionen Lohnabhängigen, Erwerbslosen und RentnerInnen beenden würde. 

Mindestlohn jetzt!
Kein Mensch kann ein Leben ohne materielle Not mit weniger als 
1.500 € brutto im Monat führen. Deshalb muss das Mindesteinkom-

men sofort auf diesen Betrag angehoben werden. Wir müssen durchsetzen, dass 
kein Branchentarif (und keine Rente) unter diesem Mindestbetrag liegt. Seit Jah-
ren wächst die Produktivität und gleichzeitig steigen die Lebenshaltungskosten. 
Als Antwort auf die wachsende Armut trotz Arbeit fordern wir die Einführung 
eines Mindeststundenlohns von 12 €, der jährlich an die Preissteigerungen an-
gepasst wird.

Hartz IV muss weg!
Im Rahmen der „Agenda 2010“ wurden die sogenannten Hartz-
gesetze beschlossen. Insbesondere Hartz IV bedeutet die staat-

lich organisierte Enteignung und Entwürdigung von erwerbslosen Men-
schen. Wir treten für die umgehende Abschaffung dieses unsozialen 

Gesetzes ein.
Statt Hartz IV müssen alle Betroffenen sofort Anspruch auf 

700 € Mindesteinkommen plus Warmmiete im Monat geltend ma-
chen können. Nicht die Hartz-IV-BezieherInnen, sondern die Ban-

ken, großen Firmen, ManagerInnen und BerufspolitikerInnen müssen zur 
Offenlegung sämtlicher Einkommen und Vermögen gezwungen werden.

Darüber hinaus fordern wir einen zeitlich unbegrenzten Rechtsan-
spruch auf Arbeitslosengeld für alle Erwerbslosen.
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Wer will, 
dass die Welt
so bleibt, wie 
sie ist,
will nicht, 
dass sie bleibt.
Erich Fried



Schluss mit der sozialen
Unsicherheit!

Befristete Verträge, Saisonjobs, Scheinselbstständigkeit (Ich-AGs), Billigjobs mit 
staatlichen Zuschüssen, Praktika für Jugendliche, Minijobs, erzwungene Teil-
zeitjobs, nicht zuletzt die immer mehr verbreitete Zeitarbeit – das alles sind 
Erscheinungen einer zunehmenden sozialen Unsicherheit in der Arbeitswelt. 
Diese Maßnahmen erhöhen die Erpressbarkeit von Millionen Menschen – und 
die Profite. Sie haben jedoch keinerlei positiven gesellschaftlichen Beschäfti-
gungseffekt. Deswegen treten wir für unbefristete Vollzeitarbeitsverträge als 
allgemeingültige rechtliche Norm ein. 

Entlassungen verbieten!
Zerstörte Existenzen, geschlossene Betriebe, verarmte Regionen und 
eine ungeheure Vergeudung menschlicher Arbeit und Erfahrungen 

sind das Ergebnis der Jagd nach immer höheren Profiten und Dividenden. Das 
ist kein Naturgesetz.

Es muss Schluss sein mit der Arbeitsplatzvernichtung! Es ist sehr wohl mög-
lich, etwas gegen sie zu tun: 

•  Durch die Rücknahme der riesigen Subventionen und Steuergeschenke an 
das Kapital.

•  Durch die entschädigungslose Enteignung von Unternehmen, die trotz Pro-
fiten entlassen oder Standorte schließen.

•  Durch die Weiterführung dieser Betriebe unter gesellschaftlicher Kontrolle 
und die Sicherung der Arbeitsplätze durch einen aus Unternehmerbeiträgen 
finanzierten Solidarfonds, der die Lohnfortzahlung und den Arbeitsvertrag 
mit allen damit verbundenen Rechten sichert.

Arbeitszeit drastisch verkürzen!
Trotz des anhaltenden wirtschaftlichen Aufschwungs im Lande des 
Exportweltmeisters sind nach wie vor Millionen offiziell als erwerbs-

los registriert.
Die Perspektive der Arbeitszeitverkürzung ist keine neue Idee, aber sie ist völ-

lig unter die Räder der kapitalistischen Offensive zur Arbeitszeitverlängerung 
bei gleichzeitiger Lohnsenkung geraten. 
Wenn die Massenarbeitslosigkeit wirklich bekämpft werden soll, erfordert das 
kürzere Arbeitszeiten und damit Arbeit für alle. Wir treten deshalb für die 30-
Stundenwoche bei vollem Lohn- und Personalausgleich in allen Beschäftigungs-
verhältnissen ein. Wir sind gegen Jahresarbeitszeitkonten, gegen flexibilisiertes 
Arbeiten ohne Ende und Lohneinbußen, aber für Neueinstellungen, die dem 
Umfang der Arbeitszeitverkürzung entsprechen.
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Renten sichern!
Mit vorgeschobenen und obendrein verlogenen demografi schen Ar-
gumenten hat die Große Koalition die „Rente mit 67“ beschlossen. 

Sie verschärft  nicht nur für Junge und Alte die Probleme auf dem Arbeitsmarkt, 
sondern ist eine reine Rentenkürzung.
Gleichzeitig mehren sich die Reichtümer der Herrschenden und die Einnahmen 
der Rentenversicherungen, so dass genügend Geld für eine ausreichende Rente 
für alle vorhanden ist. Deshalb schlagen wir ein faktisches Rentenalter von 60 Jah-
ren vor, eine abschlagsfreie Rente nach 40 Beschäft igungsjahren und einen Ren-
tensatz von 75 % des bisherigen Bruttoverdienstes (mindestens 1.500 €) vor.

Privatisierung der öff entl. Unterneh-
men und Dienstleistungen stoppen!

Erziehung, Bildung, Kultur, Gesundheit, Energie- und Trinkwasserversorgung, 
Kommunikation, Wohnung, Verkehrswesen, Kitaplätze und Altenpfl egeheime 
sind soziale Grundbedürfnisse und dürfen nicht als Waren im Dienste der Pro-
fi tmaximierung missbraucht werden. 

Wir schlagen vor, die öff entlichen Dienstleistungen zu verteidigen, weiterzu-
entwickeln und zu verbessern. Deshalb müssen die bisherigen Privatisierungen 
zurückgenommen und das Monopol der öff entlichen Hand wiederhergestellt 
werden. Für neue gesellschaft liche Bedürfnisse müssen zusätzliche öff entliche 
Dienste geschaff en werden.

Frau und Mann gleich-
stellen!

Die strukturelle Benachteiligung von Frauen in Familie, 
Arbeitswelt und Öff entlichkeit ist nicht beseitigt. 
Wir führen deshalb den Kampf für die voll-
ständige Emanzipation der Frauen weiter.

 Wir treten ein für gleichen Lohn bei gleich-
wertiger Arbeit in allen Beschäft igungsverhältnis-
sen. Ebenso treten wir für eine Angleichung der Renten 
von Frauen ein, die durch erzwungene Teilzeitarbeit und 
durch mutterschaft sbedingte Auszeiten zwangsläufi g un-
terbrochene Erwerbsbiografi en haben.

Die immer noch verbreitete Gewalt gegen Frauen 
(und Kinder) muss gesellschaft lich geächtet und ge-
setzlich verfolgt werden. Zusätzlich müssen die 
Schutzeinrichtungen für Frauen (Frauenhäuser) 
erhalten bleiben.
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Ausgrenzung, Rassismus und
Neo faschismus bekämpfen!

Das „Problem“ sind nicht die ImmigrantInnen, sondern Rassismus und Dis-
kriminierung. Die zunehmende Zahl restriktiver Einwanderungsgesetze in den 
letzten Jahrzehnten verhindert nicht die Einwanderung, sondern treibt die Mi-
grantInnen in die Illegalität und macht sie leichter angreif- und damit für die 
modernen Sklavenhalter ausbeutbar.

Die Lösung liegt in der Gleichheit der Rechte: Recht auf Bestimmung des 
Aufenthalts- und Wohnortes, Legalisierung der „Illegalen“ und ein neues Staats-
bürgerrecht, das nicht an die Nationalität gekoppelt ist, sondern das aktive und 
passive Wahlrecht allen Einwohner Innen bei allen Wahlen zubilligt. Für die volle 
politische, soziale und rechtliche Gleichstellung!

Der wachsenden Gefahr durch den Neofaschismus ist mit einer konsequenten 
Politik der Aktionseinheit entgegenzutreten.

Die Umwelt erhalten!
Alle Parlamentsparteien haben sich mittlerweile als „Kämpfer“ 
gegen den Klimawandel und für den Umweltschutz maskiert. 

Aber keine stellt real die kapitalistische Produktionsweise infrage, die den Pro-
fi ten zuliebe die Umwelt zerstört und die Erde bedroht.

Wir treten für das Verbot des Anbaus von genmanipulierten Pfl anzen ein. Ge-
gen den Klimawandel fordern wir einen gesellschaft lich koordinierten Umbau 
der Energieerzeugung und -nutzung. Das bedeutet den endgültigen Ausstieg aus 
der Atomenergie sowie den geplanten Ersatz fossiler Brennstoff e durch saubere 
und erneuerbare Energieträger. Das erfordert ferner die bestmögliche Verringe-
rung des Energieverbrauchs durch den Bau bzw. die Sanierung von Gebäuden, 
den systematischen Ausbau des schienengebundenen öff entlichen Personen- 
und Güterverkehrs sowie das Verbot des Güterfernverkehrs auf der Straße. 

Demokratische Rechte
verteidigen!

Angesichts der verschärft en Angriff e auf unsere demokratischen Rechte ist eine 
entschlossene Gegenwehr erforderlich. Ein uneingeschränktes Demonstrations- 
und Streikrecht ist hierfür unabdingbar. Der Ausbau des Überwachungsstaates, 
der unter dem Vorwand der „Terrorbekämpfung“ stattfi ndet, muss verhindert 
werden.
Die wichtigen Entscheidungen, die unseren Alltag betreff en, werden nicht in 
Parlamenten gefällt, sondern hinter verschlossenen Türen in den Aufsichtsräten 
und Finanzinstitutionen. 300 000 KapitaleignerInnen, 100 000 ManagerInnen 
und 100 000 BerufspolitikerInnen betreiben den Klassenkampf von oben gegen 
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36 Millionen Arbeiterinnen und Angestellte und real 6-7 Millionen Erwerbslose. 
Dem müssen wir den Klassenkampf von unten entgegensetzen. 
Menschen sollen zu einem demokratischen politischen Engagement ermutigt 
werden, das dem System des Berufspolitikertums entgegengesetzt ist. Wir treten 
für die Abschaff ung der 5 %-Klausel bei Wahlen ein. Wir schlagen vor, direkte 
Demokratie im gesellschaft lichen Leben zu verankern und die Entscheidungs- 
und Kontrollgewalt der Menschen auf die Unternehmen, die Medien, die Stadt-
viertel und Kommunen auszudehnen.

Gegen das Europa der Bosse und Ban-
ken, für ein Europa der ArbeiterInnen!

2005 haben die Volksabstimmungen in Frankreich und den Niederlanden der 
EU-Verfassung der „freien und unverfälschten Konkurrenz“ zum Scheitern ver-
holfen. Wir setzen uns in Europa für die Angleichung der sozialen Rechte auf 
dem jeweils höchsten Niveau ein. Wir wollen europaweit gültige Mindestlöhne 
und ein gleiches Arbeitsrecht genauso wie den Ausbau öff entlicher Dienstleis-
tungen. Der Versuch, mit der Reform des europäischen Grundlagenvertrags 
die fehlende Zustimmung der Bevölkerungen zu ersetzen, ist europaweit zu 
bekämpfen.

Internationale Solidarität
organisieren!

Im Gegensatz zur europäischen Aufrüstung und dem zunehmenden internati-
onalen militärischen Engagement der Bundeswehr treten wir für den Austritt 
Deutschlands aus der NATO, den endgültigen Verzicht auf Atomwaff en und den 
Rückzug der deutschen Truppen aus dem Ausland ein. Schluss mit der Ausplün-

derung der südlichen Länder durch Multis wie Siemens, BASF und 
Daimler! Schluss mit der Unterstützung diktatorischer Regime. 

Sofortige und einseitige Streichung der Schulden, die den 
Großteil der Bevölkerungen der armen Länder erdrosseln.

as das kostet? 
Unsere Vorschläge sind mit eini-
gen fi nanziellen Kosten verbunden. 

Aber deswegen sind sie nicht unrealistisch. Denn 
die Reichtümer zu ihrer Finanzierung sind vorhanden 

und zwar mehr denn je. Die einzige Frage, die sich stellt, ist: 
Wer bezahlt?

Unser Vorschlag lautet, das Geld von denen zurückzu-
holen, die es sich auf Kosten der Gesellschaft  aneignen. 

Das Problem ist also rein politischer Natur.
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Als Erstes sollten selbstverständlich die unproduktiven oder schädlichen 
Ausgaben der öff entlichen Hand gestrichen werden: die Subventionen und 
Steuererleichterungen für Privatunternehmen und alle Geschenke an die Kon-
zerne. 

Parallel dazu bedarf es einer Einkommenssteuerreform, die die Progressi-
on wieder herstellt. Unternehmensgewinne sollen mit 50 % besteuert und die 
Bemessungsgrundlage für die Vermögenssteuer durch Einbeziehung der Fir-
menvermögen verbreitert werden.

Skandalös ist die ungleiche Verteilung der Reichtümer, die zwar von der 
großen Mehrheit erzeugt, aber nur von einer kleinen Minderheit abgeschöpft  
werden. Seit den 80er Jahren ist der Anteil der Löhne am Bruttoinlandsprodukt 
gegenüber den Kapitalerträgen gesunken – das ist der wahre Jahrhundertraub! 
Dieses Geld zurückzuholen dient sowohl der volkswirtschaft lichen Entwick-
lung als auch der sozialen Gerechtigkeit.

emeinsam die außer parlament a-
rische Opposition aufbauen! 

All diese Vorschläge sind keine Erfi ndung von uns. 
Sie sind in politischen,  sozialen, gewerk-
schaft lichen und betrieblichen Auseinan-
dersetzungen der letzten Jahre entwickelt 
worden. In Teilen sind sie bereits in der 
sozialen Bewegung und den Gewerkschaf-
ten verankert.

Die Forderung nach der 30-Stun-
denwoche bei vollem Lohn und 
Neueinstellungen wird zum 
Beispiel von der sozialen 
Bewegung vertreten.

In einer Reihe von Ar-
beitskämpfen wurden fanta-
sievolle Aktionsformen entwickelt 
wie tagelange Betriebsversammlungen 
(Alstom Ma nn heim), Tor- und Betriebs-
besetzungen (Freudenberg Weinheim 
und Bike Systems Nordhausen) oder 
Streikeinsatzkommandos (Uniklini-
ken NRW). Solche Kampff ormen gilt 
es aufzugreifen und zu verallgemei-
nern. 

Praktisch alle wichtigen ge-
sellschaft lichen und demokra-
tischen Rechte wurden und 

G
Es wächst auf 
Erden Brot 
genug für alle 
Menschenkinder,
auch Rosen und 
Myrten, Schön-
heit und Lust,
und Zuckererb-
sen nicht minder,

Ja, Zuckererbsen 
für jedermann,
sobald die Scho-
ten platzen!
Den Himmel 
überlassen wir
den Engeln und 
den Spatzen.

Heinrich Heine



ViSdP: P. Kreitz, 2008

Revolutionär Sozialistischer Bund / IV.Internationale

Ich möchte:

Wer wir sind:
Der Revolutionär Sozialistische Bund (RSB) ist 
Teil der 1938 gegründeten IV. Internationale. Sie 
ist in über 50 Ländern aktiv und hält grundle-
gende Probleme der Welt – Krieg, Umweltzerstö-
rung, Arbeitslosigkeit, Armut und Hunger – im 
Rahmen der kapitalistischen Gesellschaft s- und 
Wirtschaft sordnung nicht für lösbar. Sie strebt 
eine selbstverwaltete sozialistische Demokra-
tie an, die die Ausbeutung des Menschen durch 
den Menschen beendet. Deshalb fördert der RSB 
alle Bemühungen, aktiv und gemeinsam mit an-
deren politischen Strömungen für die sozialen 
Errungenschaft en, demokratischen Rechte und 
wirtschaft lichen Interessen insbesondere der ar-
beitenden Klasse einzutreten. Er unterstützt den 

Kampf gegen Rassismus, Frauenunter-
drückung und jede Art von Diskri-

minierung. Er setzt sich für den 
Erhalt der Umwelt ein. Er for-
dert die politische, rechtliche 
und soziale Gleichstellung al-
ler in der Bundesrepublik le-

benden Menschen und die völlige 
Gleichstellung der Geschlechter. 

Ziel des RSB ist es, das Vertrauen 

Kontakt und Info:
RSB/IV.Internationale
Postfach 102610
68026 Mannheim 

das kostenlose Infopaket des RSB bestellen.
den RSB in meiner Nähe kennenlernen.
mich an Aktivitäten des RSB beteiligen.
ein kostenloses Probeabo der RSB-Zeitung.

Name

Adresse

eMail

RSB

der Menschen in ihre eigene Kraft  zur radikalen 
Veränderung zu stärken. Der Schwerpunkt seiner 
Aktivitäten liegt in den außerparlamentarischen 
Kämpfen.

buero@rsb4.de
 

werden durch Streiks (wie dem Kampf der LokführerInnen) und außerparla-
mentarische Bewegungen durchgesetzt oder vorbereitet. Diese Er-
kenntnis ist eine Voraussetzung für eine grundlegende Änderung 

der Kräft everhältnisse im Interesse der arbeitenden Klasse durch 
einen politischen Generalstreik.

Wir wollen diesen dreizehn Vorschlägen mehr Gehör ver-
schaff en, damit sie im Zentrum zukünft iger Mobilisierungen des 

Widerstands und des Aufb aus einer wirksamen aus-
serparlamentarischen Oppo-

sition stehen. Sie allein 
kann eine soziale und 
demokratische Wende 
im Interesse der großen 
Mehrheit erreichen.
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